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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, 
Dr. Miltner, Wagner (Günzburg) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/477 - 

betr. Grundsätze für die Beteiligung der Ruhestandsbeamten, 

-richter und -Soldaten und ihrer Hinterbliebenen an strukturellen 
Besoidungsverbesserungen 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 7. Mai 
1973 - D III 3 - 221 480/50 ~ die obenbezeichnete Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 1968 mit der 
Überleitung aus den Eingangsämtern begonnene Einbeziehung 
der Versorgungsempfänger in strukturelle Besoldungsverbesse- 
rungen mit dem Ziel fortgeführt werden muß, eine im Einzelfall 
oder zumindest im Durchschnitt volle Teilnahme der Versor- 
gungsempfänger an allen bisher erreichten und etwaigen zu- 
künftigen Verbesserungen der aktiven Beamten-, Richter- und 
Soldatenbesoldung zu erreichen? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die mit den 
bisherigen Maßnahmen begonnene Einbeziehung der Versor- 
gungsempfänger in strukturelle und quasistrukturelle Besol- 
dungsverbesserungen mit dem Ziele fortgeführt werden muß, 
eine im Durchschnitt volle Teilnahme der Versorgungsempfän- 
ger an etwaigen zukünftigen Verbesserungen der aktiven 
Beamten-, Richter- und Soldatenbesoldung zu erreichen. Eine 
durchschnittliche Teilnahme könnte durch ein neues System der 
Anpassung der Versorgungsbezüge verwirklicht werden. 


2. Hält die Bundesregierung an ihrer im Entwurf des Siebenten 
Besoldungsänderungsgesetzes vom 15. April 1970 erklärten An- 
sicht fest, daß schon damals der Durchschnitt der Strukturver- 
besserungen im aktiven Dienst mindestens einer Anhebung um 
eine volle Besoldungsgruppe entsprach, so daß demgemäß der 
Ausgleich für die Versorgungsempfänger mindestens dem Beför- 
derungsgewinn um eine Besoldungsgruppe entsprechen mußte? 

Die Bundesregierung war in ihrem Entwurf des Siebenten Besol- 
dungsänderungsgesetzes (7. BesAndG) nicht der Ansicht, daß 
der Ausgleich für die quasistrukturellen Verbesserungen im 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/518 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


aktiven Bereich für die Versorgungsempfänger „mindestens 
dem Beförderungsgewinn um eine Besoldungsgruppe entspre- 
chen mußte". Vielmehr war eine pauschalierte Regelung das 
Ziel, durch die die quasistrukturellen Verbesserungen angemes- 
sen an die vorhandenen Versorgungsempfänger weitergegeben 
werden, ohne daß sich Rückwirkungen auf den aktiven Bereich 
ergeben. Dies ergibt sich nicht nur aus der Begründung zum 
Regierungsentwurf eines 7. BesAndG, sondern war auch bei 
Vorgesprächen anläßlich der Vorbereitung des Gesetzentwurfs 
und den Beteiligungsgesprächen mit den Spitzenorganisationen 
der zuständigen Gewerkschaften festgestellt worden. 


3. Trifft es zu, 

a) daß der Unterschied zwischen den Endgrundgehältern der 
Besoldungsgruppen A 3 bis A 16, der sich nach früherer Aus- 
kunft der Bundesregierung zwischen 7,22 v. H. und 15,97 v. H. 
bewegt, durchschnittlich etwa 12 v. H. ausmacht, wozu in drei 
Fällen noch der Unterschied der Ortszuschläge hinzutritt? 

b) daß im Bereich der Zivilversorgung selbst bei Einbeziehung 
des unter Artikel 131 GG fallenden Personenkreises etwa 
90 V. H. der Empfänger des achtprozentigen Zuschlages Ver- 
sorgungsbezüge aus dem Endgrundgehalt beziehen? 

c) daß lediglich im Personenkreis der unter Artikel 131 GG 
fallenden ehemaligen Berufssoldaten und RAD-Angehörigen 
der Anteil niedriger, nämlich bei etwa 60 v. H. aus dem End- 
grundgehalt versorgter Empfänger des achtprozentigen Zu- 
schlages liegt? 

d) daß aber die unter c) genannten Versorgungsempfänger - ab- 
gesehen von der Frage, ob deren besondere Verhältnisse 
überhaupt eine Verschlechterung der Gesamtregelung recht- 
fertigen könnten - überwiegend aus den Besoldungsgruppen 
A 9, A 11 und A 13 versorgt werden, in denen der Sprung 
der nächsthöheren Besoldungsgruppe besonders groß ist, so 
daß im Ergebnis sich auch hier jeweils kein geringerer durch- 
schnittlicher Beförderungsgewinn als in den Fällen zu c) 
ergibt? 

e) daß deshalb der durchschnittliche Beförderungsgewinn um 
eine Besoldungsgruppe auch bei einer Gewichtung nach den 
tatsächlichen Zahlenverhältnissen annähernd 12 v. H. beträgt? 

a) Es trifft zu, daß sich der Unterschied zwischen den Endgrund- 
gehältern der Besoldungsgruppen A 3 bis A 16 zwischen 
7,22 V. H. und 15,97 v. H. bewegt und durchschnittlich etwa 
12 V. H. ausmacht. Der mathematische Durchschnitt sagt aber 
nicht genügend aus. Die Höhe des pauschalen Stellenplan- 
anpassungszuschlages von 8 V. H. zum Grundgehalt, das den 
Versorgungsbezügen zugrunde liegt, richtet sich nämlich 
nicht gezielt nach dem Abstand der Endgrundgehälter der 
einzelnen Besoldungsgruppen. Auf diesen Abstand kann es 
also nicht entscheidend ankommen. Ebenso scheidet der Orts- 
zuschlag für diese Betrachtung aus. 

b) , c) Das hier vorhandene Zahlenmaterial erfaßt nicht den 

Anteil der Versorgungsempfänger - besonders des Gesetzes 
zu Artikel 131 GG die nicht aus dem Endgrundgehalt ihrer 
Besoldungsgruppe versorgt werden. Die Bundesregierung 
kann also die in der Anfrage genannten Prozentsätze nicht 
bestätigen. Nach den Erfahrungen und nach einer Fühlung- 
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nähme mit den Ländern sowie den Betriebsverwaltungen 
des Bundes kann jedoch davon ausgegangen werden, daß 
ein Großteil der Versorgungsempfänger nach dem G 131 
nicht aus dem Endgrundgehalt versorgt wird. 

d) Die Versorgungsempfänger aus dem Personenkreis der unter 
das G 131 fallenden ehemaligen Berufssoldaten und RAD- 
Führer werden nicht überwiegend aus den Besoldungsgrup- 
pen A 9, A 11 und A 13 versorgt. Auf den Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplanes 1973 (Anlage 5 zu Kapitel 3308) wird 
Bezug genommen. Wie viele Versorgungsempfänger der vor- 
genannten Personengruppen den Erhöhungszuschlag von 
8 V. H. erhalten, ist nicht bekannt. 

e) Es kann nicht bestätigt werden, daß der durchschnittliche 
Beförderungsgewinn im Sinne der Begründung des 7. 
BesÄndG annähernd 12 v. H. beträgt. Neben dem Umstand, 
daß viele Versorgungsempfänger nach dem G 131 nicht aus 
der Endstufe ihrer Besoldungsgruppe versorgt werden, war 
bei dem pauschalen Ansatz des Stellenplananpassungszu- 
schlages auch berücksichtigt worden, daß keineswegs alle 
aktiven Beamten durch die Stellenplanverbesserungen ab 
1 . Juli 1965 tatsächlich befördert worden waren. 


4. Auf welchen Unterlagen und Berechnungen beruht demgegen- 
über die frühere, noch am 1, Februar 1973 vor dem Bundestag 
bestätigte Angabe der Bundesregierung, der bisherige Zuschlag 
von nur 8 v. H. werde „als pauschaler Ansatz für die Bemessung 
eines durchschnittlichen Beförderungsgewinns unter Berücksich- 
tigung der besonderen Struktur der Versorgungsempfänger un- 
ter Einbeziehung des unter Artikel 131 GG fallenden Personen- 
kreises verstanden"? 

Falls keine Unterlagen und Berechnungen mitgeteilt werden 
können: Beruhte der von der Bundesregierung gewählte und 
verteidigte Prozentsatz auf einer ohne jegliches Zahlenmaterial 
gegriffenen Schätzung? 


Die Angabe, daß der bisherige Zuschlag von 8 v. H. „als pau- 
schaler Ansatz für die Bemessung eines durchschnittlichen 
Beförderungsgewinns unter Berücksichtigung der besonderen 
Struktur der Versorgungsempfänger unter Einbeziehung des 
unter Artikel 131 GG fallenden Personenkreises" verstanden 
wird, beruht einmal auf den vorstehend zu 3. e) wiedergegebe- 
nen Umständen. Im übrigen mußte, da für Zwecke der genann- 
ten Anpassung der Versorgungsbezüge das vorhandene Mate- 
rial unter Berücksichtigung der besonderen Schwierigkeiten 
statistischer Erhebung nicht vollständig sein konnte, im wesent- 
lichen auf Erfahrungswerte sowie auf Feststellungen der beiden 
großen Betriebsverwaltungen (Deutsche Bundesbahn, Bundes- 
post) zurückgegriffen werden. Das Gesetz über eine Statistik 
des Personals, der Dienstbezüge, Vergütungen und Löhne im 
öffentlichen Dienst vom 15. Mai 1968 (BGBl. I S. 385) konnte 
von seiner Konzeption her keine Detailangaben zu der genann- 
ten Anpassung der Versorgungsbezüge vermitteln. Die Ermitt- 
lung eines die Entwicklung im Besoldungsbereich mathematisch 
genau nachzeichnenden Erhöhungszuschlages war und ist bei 
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dem derzeitigen System und wegen der aufgezeigten Erhe- 
bungsschwierigkeiten nicht möglich. 


5. a) Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die im Entwurf 
eines Zweiten Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes vorge- 
sehene Begrenzung des Anpassungszuschlages auf höchstens 
den Beförderungsgewinn zur nächsthöheren Besoldungsgrup- 
pe („überholungsverbot") das bisher angewandte Prinzip 
der Durchschnittsberechnung durchbricht, da dieses gerade 
nicht auf den Einzelfall abstellt? 

b) Liegt dieser Durchbrechung der Durchschnittsberechnung die 
Absicht zugrunde, künftig auf eine Berechnung des im kon- 
kreten Einzelfall möglichen Beförderungsgewinns überzu- 
gehen, oder will die Bundesregierung auf Dauer beide Be- 
rechnungsarten so kombinieren, daß jeweils das für die Be- 
troffenen ungünstigere Ergebnis gilt? 

a) Durch das im Entwurf eines Zweiten Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetzes vorgesehene überholungsverbot wird das 
bisher angewandte Prinzip nicht durchbrochen, sondern nur 
zur Vermeidung einer Benachteiligung von nach dem 30. Juni 
1965 Beförderten sowie von strukturell und quasistrukturell 
übergeleiteten Versorgungsempfängern modifiziert. 

b) Die Bundesregierung prüft zur Zeit, wie sich aus den Antwor- 
ten zu 1. und 6. ergibt, ob und auf welchem Wege das bis- 
herige System der Anpassung der Versorgungsbezüge, vor- 
behaltlich etwa notwendig werdender auslaufender Maß- 
nahmen, abgelöst werden kann. 


6. a) Von welchem Vomhundertsatz für die Bemessung eines durch- 
schnittlichen Beförderungsgewinns, 

b) von welchen Grundsätzen und welchen Berechnungsgrund- 
lagen für die weitere Einbeziehung der Versorgungsempfän- 
ger in strukturelle Besoldungsverbesserungen gedenkt die 
Bundesregierung in Zukunft auszugehen? 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die weiteren Stellen- 
planverbesserungen im aktiven Bereich im Entwurf des Zweiten 
Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes die pauschale Anhebung 
der bisherigen Erhöhungszuschläge von 8 auf 10 v. H. bzw. von 
5 auf 6 V. H. vorgesehen. 

Die Bundesregierung prüft derzeit, ob eine Teilnahme der Ver- 
sorgungsempfänger an etwaigen künftigen strukturellen und 
quasistrukturellen Verbesserungen der aktiven Beamten-, Rich- 
ter- und Soldatenbesoldung durch ein neues System der Anpas- 
sung der Versorgungsbezüge erreicht werden kann, das solche 
Verbesserungen fortlaufend mit durchschnittlichen Vomhundert- 
sätzen an die vorhandenen Versorgungsempfänger weitergeben 
würde. 
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